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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach 
und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/9673 — 

Einschränkung von Zufluchtsmöglichkeiten für Kurdinnen und Kurden 

Die sog. Schutzzone der VN im Nordirak hat sich für do rt  lebende Kur-
dinnen und Kurden zu einem der unsichersten Gebiete der Welt entwik-
kelt. Regelmäßig wird das Mandatsgebiet der VN zu einem von Armeen 
verschiedener Staaten heimgesuchten Kriegsgebiet. Zudem ist die 
Schutzzone Austragungsort eines blutigen innerkurdischen Bürger-
krieges. So berichtete der Koordinator der VN für VN-Hilfsmaßnahmen 
im Irak, Dennis Halliday, daß in den vergangenen fünf Jahren durch 
Kämpfe kurdischer Clans, wie auch durch die Militäroperationen spe-
ziell der türkischen Armee in das Mandatsgebiet der VN, rund ein Drittel 
der dortigen kurdischen Bevölkerung vertrieben worden sei (Reuter, 
15. Oktober 1997). 

Spätestens seit dem gemeinsamen Vorgehen von Einheiten der Demo-
kratischen Partei Kurdistans (der KDP) und irakischer Truppen im Au-
gust 1996 droht dort  lebenden Kurdinnen und Kurden die permanente 
Gefahr, Opfer von Aktionen des irakischen Geheimdienstes zu werden. 
Dieser ist im KDP-Gebiet ständig präsent. Die KDP-Führung wurde 1997 
mehrfach von hochrangigen Vertretern des irakischen Regimes besucht. 
Zuletzt im August 1997 kam es zu einem massiven Aufmarsch irakischer 
Truppen an der Demarkationslinie zum VN-Schutzgebiet. 

Im Dezember 1997 begann die jüngste Invasion des türkischen Militärs 
in die VN-Sicherheitszone im kurdischen Teil des Nordiraks. Noch heute 
befinden sich über 20 000 türkische Soldaten auf irakischem Territorium. 
Allein der letzte türkische Einmarsch im Oktober 1997 hatte die Vertrei-
bung von 10 000 Kurdinnen und Kurden zur Folge (Neue Zürcher Zei-
tung, 28. Oktober 1997). 

Eine sichere Fluchtalternative kann in dieser Situation für Kurdirnen und 
Kurden selbst die Sicherheitszone der VN nicht gewährleisten. Erst vor 
wenigen Tagen hat das Verwaltungsgericht Freiburg denn auch - gegen 
den Widerspruch des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge - einem kurdischen Oppositionellen aus dem Nordirak 
Schutz vor Abschiebung zugebilligt (Az: A 10 K 11270/97; FR, 30. De-
zember 1997). 

Der mit großen Menschenrechtsverletzungen verbundene Krieg, den die 
türkische Armee wiederum in der Türkei/in Kurdistan seit Jahren führt, 
hat seit Mitte der 80er Jahre zu einer systematischen Vertreibung von 
mindestens drei Millionen Kurdinnen und Kurden aus dem Südosten in 
den Westen der Türkei geführt. Einem türkischen Parlamentsbericht zu-
folge wurden seit 1984 rd. 2 500 Dörfer in der Türkei/in Kurdistan zerstört 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
4. Februar 1998 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 



Drucksache 13/9792 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 

(SZ, 29. Dezember 1997). Diese staatliche Vertreibungspolitik ist Ge-
genstand einer Vielzahl von Klagen vor dem Europäischen Menschen-
rechtsgerichtshof, der erst kürzlich die Türkei in zwei Fällen wegen der 
Zerstörung kurdischer Dörfer verurteilt hat. 

Aus Kurdistan vertriebene Kurdinnen und Kurden finden aber auch im 
Westen der Türkei keinen Schutz vor politischer und ethnischer Verfol-
gung. Darauf weisen Menschenrechtsorganisationen, wie „Amnesty In-
ternational" seit Jahren hin. Eine Expertendelegation von Vertretern der 
EKD, PRO ASYL und dem ehemaligen nordrhein-westfälischen Innen-
minister, Herbert  Schnoor, bezweifelte im vergangenen Jahr aufgrund 
der Vielzahl bekannt gewordener Menschenrechtsverletzungen die Exi-
stenz einer angeblich „sicheren Fluchtalternative" für Kurdinnen und 
Kurden in der Westtürkei (vgl. FR, 30. Mai 1997). Auch in der Recht-
sprechung gibt es über die vorgebliche Verfolgungsfreiheit für Kur-
dinnen und Kurden in der Westtürkei nach wie vor „ernstliche Zweifel", 
so z. B. in einem Beschluß des Verwaltungsgerichts Schwe rin vom 
29. August 1997 (Az: 11 B 1232/96 As). 

Mit ihrem Vorgehen in der Türkei/in Kurdistan verstößt die Türkei gegen 
Artikel 4 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK), der den Schutz der 
Zivilbevölkerung in nichtinternationalen Konflikten regelt, sowie gegen 
das 12. Zusatzprotokoll zur GFK aus dem Jahr 1977. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat als Signatarstaat der GFK die Pflicht, die türkische 
Regierung dazu zu bringen, die GFK auch in diesem Konflikt ein-
zuhalten. 

Die Bundesregierung unterstützt die Türkei nicht nur durch massive 
wirtschaftliche Hilfe und polizeiliche Ausbildung, sondern auch durch 
den Verkauf und die Überlassung militärischen Gerätes, das die Weiter-
führung des Krieges der türkischen Armee in der Türkei/in Kurdistan 
überhaupt erst ermöglicht. 

Erst vor kurzem bürgte die Bundesregierung für eine Lieferung von Be-
obachtungs- und Aufklärungsgeräten zur mobilen Grenzüberwachung 
im Wert von 61,5 Mio. DM, die der Gouve rneur von Diyarbakir in der 
Bundesrepublik Deutschland georde rt  hatte (Drucksache 13/8564). So 
soll die Flucht von Kurdinnen und Kurden in den östlichen Grenz-
gebieten der Türkei unterbunden werden. 

Gleichzeitig verhandelt die Bundesregierung offenbar mit Vertretern der 
KDP und der Türkei. Diese Gespräche sollen zu drei Ergebnissen führen: 

— Unterbindung der Schleusung irakischer Kurdinnen und Kurden in 
die Türkei, 

Schaffung einer vorgeblich „sicheren Fluchtalternative" im Nordirak 
(in dem Gebiet der die türkische Armee unterstützenden KDP) und 
schließlich 

— Öffnung eines Landweges an der türkisch-irakischen Grenze zur 
Abschiebung nordirakischer kurdischer Flüchtlinge aus der Bundes-
republik Deutschland hi den Nordirak. 

Eine Behauptung, die von der Bundesregierung allerdings in ihrer Ant-
wort  auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Schutz für irakische 
Asylsuchende" bestritten wurde (Drucksache 13/8906). 

Die Massenflucht von Kurdirnen und Kurden aus dem türkischen bzw. 
irakischen Kriegsgebiet hat deutlich zugenommen: 

Am 25. November 1996 ertranken 289 Menschen - darunter viele Kur-
dirnen und Kurden -, als ihr Flüchtlingsschiff „Youham" im Mittel-
meer sank; 

— im Juli ertranken 40 kurdische Flüchtlinge, als ihr Flüchtlingsschiff 
aus der Türkei in Richtung Griechenland in der Ägäis sank, 

— im Oktober 1997 verhinderten 250 kurdische Flüchtlinge, daß das 
Schiff „Asiye Asa" von den Schleusern vor der italienischen Küste 
versenkt wurde; 

— am 2. November 1997 strandete vor St. Ma ria di Leuca (Italien) das 
Schiff „Hussam Beirut" und mit ihm 769 kurdische Flüchtlinge; 

— am 28. Dezember 1997 war vor der kalabrischen Küste nahe Santa 
Caterina dello Ionio das türkische Schiff „Ararat" auf Grund ge-
laufen. 825 zumeist kurdische Flüchtlinge konnten gerettet werden; 

— am Neujahrstag 1998 schließlich wurden von dem führungslos vor 
dem italienischen Capo di Otranto fahrenden Schiff „Cometa" 386 
mehrheitlich kurdische Flüchtlinge gerettet. 

Die Bundesregierung bezeichnet diese Massenflucht aus dem türkischen 
bzw. nordirakischen Kriegsgebiet fälschlicherweise als „illegale Zuwan-
derung". Auf europäischer Ebene wollte sich das Bundesministerium des 
Innern (BMI) auf der Tagung der EU-Innen- und Justizministerinnen und 
-minister am 4./5. Dezember 1997 mit einem „Sofort-Aktionsprogamm" 
dafür einsetzen, „dem Migrationsphänomen (sic!) nahe am Ausgangs- 
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herd entgegenzutreten, wo es sich noch im Zustand der Beherrschbar-
keit befindet und daher effizienter zu bewältigen ist". 

Auf dieser Rats-Tagung der EU wurde ein Bericht über den „Zustrom von 
Zuwanderern aus dem Irak" zustimmend zur Kenntnis genommen (Dok-  
Nr. 12512/2/97 ASIM 229 REV 2). Darin enthalten ist ein 6-Punkte-Ka-
talog von Maßnahmen zur Abwehr kurdischer Flüchtlinge aus dem 
Nordirak: 

1. Unterstützung der meistbetroffenen Mitgliedstaaten durch die Über-
lassung technischen Gerätes zur Grenz „ sicherung" sowie von Ver-
bindungsbeamten; 

2. Ausbildungsmaßnahmen bei Botschaften, Konsulaten und Trans-
portunternehmen; 

3. Angleichung und Flexibilisierung der einzelstaatlichen Praktiken in 
Asylverfahren; 

4. Intensivierung des Informationsaustausches (insbesondere des Gre-
miums für eine gemeinsame Beurteilung der Menschenrechtslage in 
den Herkunftstaaten, CIREA sowie des europäischen Zentrums für 
Information, Reflexion und Austausch im Zusammenhang mit dem 
Überschreiten der Außengrenzen und der Einwanderung, CEREFI); 

5. Intensivierung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung der Fluchthilfe; 

6. Verhandlungen mit beitrittswilligen Staaten in Südosteuropa. 

Die Innen- und Justizministerinnen und -minister der EU verständigten 
sich dahin gehend, daß das „Problem" der kurdischen Massenflucht in 
die EU „ein breiter angelegtes Vorgehen voraussetzt, das die Durchfüh-
rung anderer Maßnahmen einschließt, die in die außenpolitische Zu-
ständigkeit der EU fallen" . Tatsächlich wurde die zuständige EU-Gruppe 
„Migration" auf einer Sitzung des sog. K4-Ausschusses am 29. Oktober 
1997 um Sachverständige der zweiten Säule der EU für die „Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik" für Irak und die Türkei erweitert. 

Ergänzend wurde in einem Beschluß des Schengener Exekutivaus-
schusses am 15. Dezember 1997 [vgl. SCH/com-ex (97) 44 REV 2] fest-
gelegt, die Verhandlungen um Rückübemahmeabkommen zwischen den 
Schengen-Staaten und Tschechien, der Slowakei, Ungarn, Slowenien 
und der Türkei zu unterstützen. Zudem soll eine sog. Task force innerhalb 
der Schengen-Kooperation eingesetzt werden, der zumindest Vertreter 
der sechs „hauptbetroffenen" Schengen-Staaten angehören sollen. Diese 
Task force solle häufiger zusammentreten und dem nächsten Exekutiv-
ausschuß Bericht erstatten. 

Inzwischen wird offenkundig, daß Mafia-Organisationen den Schmug-
gel von Flüchtlingen, Migrantinnen und Migranten als lukrativen Markt 
für sich entdeckt haben. Im Falle der aktuellen Massenflucht von Kur-
dinnen und Kurden kam der Vizechef der Antimafiakommission des ita-
lienischen Parlaments zu der Feststellung, daß die türkische Regierung 
mit den Menschenhändlern zusammenarbeiten würde: „Sie, die die 
Kurden unterdrücke, dulde das Fluchtgeschäft der türkischen Mafia und 
decke gleichzeitig den Drogenhandel" (FR, 3. Januar 1998; SZ, 3. Januar 
1998) 

Bereits im November letzten Jahres hatte der kurdische PDS-Abge-
ordnete im Berliner Abgeordnetenhaus, Giyasettin Sayan, darauf hin-
gewiesen, daß die türkische Mafia, die schon wegen ihrer Rausch-
giftgeschäfte Aufsehen erregt hatte, bei der Vertreibung kurdischer 
Flüchtlinge aus ihrer Heimat, „Hand in Hand mit dem türkischen Mili-
tar" arbeiten würde: „Vielfach landen die Erträge aus dem Flücht-
lingsschmuggel am Ende wieder in den Kassen der Militärs - und 
finanzieren so die nächste Vertreibungswelle" (Neues Deutschland, 
25. November 1997). 

Mit dem Leid der Flüchtlinge kann infolge der z. T. militärischen Ab-
schottungspolitik der EU viel Geld verdient werden. Sollten Presse-
berichte zutreffen, daß pro Flüchtling 5 000 US-Dollar an die Fluchthelfer 
gezahlt werden, ergäbe dies allein bei den in dieser Anfrage erwähnten 
kurdischen Flüchtlingen einen Betrag von über 12 Mio. US-Dollar. 

Die behauptete Verwicklung türkischer Mafiastrukturen, die eng mit dem 
türkischen Staatsapparat verbunden sind (Polizei- und Armeeangehörige 
und Mitglieder der faschistischen MHP - bis in die Spitzen der türkischen 
Regierung) in den Menschenschmuggel ergibt sich - so Giyasettin Sayan 
- aus folgenden Tatsachen: 

— Auf Intervention italienischer Behörden wurde Ende September 1997 
in Istanbul ein Flüchtlingsschiff vor dem Auslaufen von der türki-
schen Polizei gestoppt. Der Eigner dieses Schiffes sei der pensionierte 
Major der türkischen Armee und MHP-Mitglied, A. D., gewesen. 
Diesem soll auch das Schiff „Asiye Asa" gehören. Dessen Kapitän, 
H. B., sei ebenfalls MHP-Mitglied. 

— Am 4. November 1997, zwei Tage nachdem im italienischen St. Ma ria 
di Leuca 769 kurdische Flüchtlinge gestrandet waren, verhaftete die 
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dortige Polizei vier türkische und einen pakistanischen Staatsange-
hörigen. Die Türken (A. C., I. und M. Y. sowie F. P.) sollen Mitglieder 
der türkischen Mafia sein. 

— Hinsichtlich des Todes der 289 Flüchtlinge am 25. November 1996 
kommt der zuständige italienische Staatsanwalt zu der Feststellung, 
diese Menschen seien „von der türkischen Mafia buchstäblich ins 
Meer gekippt" worden. 

Die italienische Polizei und der dortige Geheimdienst SISMI sollen 
eine Liste von inzwischen 80 türkischen Staatsangehörigen zusam-
menstellt haben, die sowohl in den Drogen- als auch in den Flücht-
lingsschmuggel verstrickt sein sollen. 

— Schließlich meldete die türkische Tageszeitung „Hürriyet" am 
31. Dezember 1997, daß es sich bei dem auf Grund gelaufenen 
Flüchtlingsschiff „Ararat" um das Minensuchboot „Uyanik" h andele, 
das bis 1993 im Dienst der türkischen Marine stand. Letztlich sei es an 
I. D. verkauft worden, dem gute Kontakte zur türkischen Armee 
nachgesagt werden. 

Vertreter der in der Bundesrepublik Deutschland mit einem Betäti-
gungsverbot belegten „Nationalen Befreiungsfront Kurdistan" (ERNK) 
wurden in dieser Angelegenheit am 31. Dezember 1997 vom italieni-
schen Innenministerium offiziell empfangen und übergaben den italie-
nischen Behörden eine Liste von rd. 300 Personen, die in den Flücht-
lingsschmuggel verwickelt sein sollen (FR, 3. Januar 1998). 

Der Vorsitzende des Menschenrechtskomitees des italienischen Parla-
ments, Mario Brunetti, wird vom Berliner PDS-Abgeordneten Giyasettin 
Sayan mit den Worten zitiert: „Es darf nicht vergessen werden, daß die 
Kurden aus Kriegsregionen kommen. Daher ist es unvorstellbar, diese 
Menschen dem türkischen Staat, der die Kurden massakriert, aus-
zuliefern. Man muß sich eher Gedanken über den schmutzigen Krieg des 
türkischen Staates machen. " 

Der italienische Staatspräsident Oscar Luigi Scalfaro sagte in seiner 
Neujahrsansprache im Hinblick auf die Massenflucht von Kurdinnen 
und Kurden, daß, „wenn Menschen kommen, weil sie verfolgt werden, 
dann unsere Tore weit offen stehen müssen." (FAZ, 2. Januar 1998). 
Hingegen verlangte der Bundesminister des Innern, Manfred Kanther, 
von der italienischen Regierung „die sofortige Rückschiebung der zu-
letzt gestrandeten kurdischen Flüchtlinge." (taz, 2. Oktober 1998). Dem 
widersprach der italienische Ministerpräsident Romano Prodi: „Wir wer-
den allen Kurden, die darum bitten, politisches Asyl geben". Der italie-
nische Innenminister Giorgio Napolitano kritisierte seinen deutschen 
Amtskollegen: Die kurdische Massenflucht „dürfe nicht einfach als Pro-
blem illegaler Einwanderung gesehen werden." (FR, 3. Januar 1998) - 
eine Haltung, die von der VN-Hochkommissarin für Flüchtlinge, Sadako 
Ogata, ausdrücklich begrüßt und unterstützt wurde (afp, 7. Januar 1998). 

Unterdessen haben Österreich und Frankreich wieder Kontrollen an 
ihren Grenzen zu Italien eingeführt (SZ, 5. Januar 1998). Am 8. Januar 
1998 trafen sich „hochrangige Polizeibeamte" aus Italien, Frankreich, 
den Niederlanden, Griechenland, der Bundesrepublik Deutschland und 
der Türkei in Rom, um einheitliche Maßnahmen gegen die „illegale Zu-
wanderung" zu besprechen. Die britische EU-Präsidentschaft hat für 
Januar eine Reihe von Sondersitzungen von Fachausschüssen anbe-
raumt: am 7. Januar 1998 tagte die Gruppe „Migration" und am Tag 
darauf beschäftigte sich eine Arbeitsgruppe für Außen- und Sicher-
heitspolitik mit der Thematik der kurdischen Flüchtlinge. Schließlich 
wollen sich die EU-Innen- und Justizministerinnen und -minister Ende 
Januar auf einem informellen Treffen hierüber beraten (vgl. FAZ, 6. Ja-
nuar 1998). 

Vorbemerkung 

1. Die Bundesregierung geht ausdrücklich nicht auf die umfäng-
lichen darstellenden und bewe rtenden Ausführungen in den 
Vorbemerkungen der Fragesteller ein. Sie verweist vielmehr 
auf die zahlreichen öffentlichen Stellungnahmen der Bundes-
regierung, zuletzt in der Aktuellen Stunde des Deutschen Bun-
destages am 14. Januar 1998. 

2. Soweit Fragen auf nachrichtendienstliche Erkenntnisse abzie-
len, nimmt die Bundesregierung dazu - einer ständigen Praxis 
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folgend nur gegenüber den für die Kontrolle der Nachrich-
tendienste zuständigen Gremien Stellung. Sie beantwortet 
Fragen auch dann nicht, wenn sie auf Erkenntnisse von Poli-
zeibehörden - soweit sie nicht öffentlich bekanntgemacht wur-
den oder zur Zeit nicht bekanntgemacht werden sollen - zu-
rückgreifen müßte. Des weiteren beantwortet sie Fragen zu 
Maßnahmen und Erkenntnissen dritter Staaten nur, soweit 
diese ihr bereits bekannt sind und von ihr Antworten ohne Be-
einträchtigung der Beziehungen zu anderen Staaten oder 
internationalen Organisationen gegeben werden können. 

1. Welche Rolle spielen - nach Ansicht der Bundesregierung - 

- Dorfzerstörungen, 

— Vertreibungen und 

— Invasionen der türkischen Armee in das Schutzgebiet der VN für 
die aktuelle Massenflucht von Kurdinnen und Kurden in die EU? 

Die schon seit Jahren anhaltenden Auseinandersetzungen zwi-
schen der terroristischen PKK und türkischen Sicherheitskräften 
im Südosten der Türkei, immer wieder ausbrechende Kämpfe 
zwischen den kurdischen Parteien DPK und PUK im Nordirak 
sowie die türkischen Militäroperationen gegen die PKK im Nord-
irak führen schon seit geraumer Zeit zu einer Binnenmigration 
und zu Abwanderungsdruck ins Ausland. Die PKK trägt im Nord-
irak durch gewaltsame Verdrängung der eingesessenen Bevölke-
rung, z. B. im Zab-Gebiet, zu Binnenmigration und Abwande-
rungsdruck bei. Hingegen gibt es keine Anhaltspunkte, weshalb 
diese andauernden Vorgänge zum jetzigen Zeitpunkt eine ver-
stärkte Fluchtbewegung aus dem Nordirak oder der Südost-Tür-
kei ausgelöst haben sollten. Vielmehr deuten die Umstände auf 
organisierte Schlepperaktivitäten hin. 

2. Mit welchen Maßnahmen ist die Bundesregierung 1997 ihrer Ver-
pflichtung nachgekommen, die Türkei zur Einhaltung völker-
rechtlicher Verträge, wie der GFK und der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, zu bringen (bitte auflisten)? 

Die Türkei hat die Anwendung des Übereinkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951 (GFK) gemäß Artikel 1 B 
Nr. 1 geographisch auf Europa beschränkt und hierzu entspre-
chende innerstaatliche Verfahrensvorschriften erlassen. Die sich 
hieraus in der Türkei für nordirakische und andere nicht-
europäische Flüchtlinge ergebende rechtliche Situation ist der 
Bundesregierung bekannt. Die Möglichkeit der geographischen 
Beschränkung des Anwendungsbereichs der GFK ist in diesem 
Abkommen angelegt und nach dem Grundsatz der Freiheit der 
Verträge zu beurteilen. Die Bundesregierung hat sich jedoch wie-
derholt für die Rücknahme des geographischen Vorbehalts zur 

GFK eingesetzt. 

Das Ministerkomitee des Europarats, in dem die Bundesregierung 
aktiv mitarbeitet, fordert die Türkei regelmäßig zur Einhaltung der 
Menschenrechtsstandards des Europarats auf. Die EMRK enthält 
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darüber hinaus in ausreichendem Umfang Sanktionsmöglich-
keiten bereit, die bei nachhaltigen und andauernden Verstößen 
angewendet werden können. Ferner unterstützt die Bundesregie-
rung die Bemühungen der einzelnen Organe des Europarats, für 
ihren jeweiligen Bereich die Einhaltung der Standards des Euro-
parats zu überwachen. 

Die Bundesregierung setzt sich im übrigen in ihren bilateralen 
Kontakten mit der türkischen Regierung und in öffentlichen Er-
klärungen bei jeder sich bietenden Gelegenheit konsequent für 
die Einhaltung europäischer und internationaler Menschen-
rechtsstandards in der Türkei ein, weist auf konkrete Mißstände, 
auch in Einzelfällen, hin und tritt mit Nachdruck für eine Ver-
besserung der Menschenrechtspraxis in der Türkei ein. 

3. a) Welche Geräte zur technischen Grenzüberwachung hat die 
Bundesrepublik Deutschland in welcher Stückzahl und zu wel-
chem Stückpreis seit 1990 an die Türkei verkauft, ihr diese 
überlassen bzw. dafür gebürgt (bitte aufschlüsseln)? 

Im Rahmen der polizeilichen Ausstattungshilfe wurden der Türkei 
keine Geräte zur technischen Grenzüberwachung überlassen. 

Die genauen Stückzahlen und Stückpreise von aus Deutschland 
gelieferten Geräten können in der Kürze der zur Verfügung ste-
henden Zeit nicht ermittelt werden. Das Bundesausfuhramt ver-
fügt für die OECD-Länder über keine EDV-gespeicherte Waren-
datei. Außerdem müßte dafür gesorgt werden, daß Angaben zu 
Art , Stückzahl und Stückpreis gelieferter Geräte nicht zu einer 
Verletzung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen führen. 
Einer derartigen Veröffentlichung stünden § 30 Verwaltungsver-
fahrensgesetz § 203 StGB entgegen. Der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages ist im Rahmen der üblichen Unter-
richtung des Haushaltsausschusses über Bürgschafts- und Ga-
rantiefälle von grundsätzlicher Bedeutung über Einzelheiten zu 
diesen Lieferungen vertraulich informiert worden. 

b) Welche anderen EU-Mitgliedstaaten haben der Türkei nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit 1990 welche Geräte zur 
technischen Grenzüberwachung in welcher Stückzahl und zu 
welchem Stückpreis verkauft, ihr diese überlassen bzw. dafür 
gebürgt (bitte aufschlüsseln)? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

4. a) Von wem werden diese von der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. anderen EU-Mitgliedstaaten an die Türkei verkauften bzw. 
überlassenen technischen Grenzüberwachungsgeräte in der 
Türkei eingesetzt? 

b) Wurden diese Geräte - nach Kenntnis der Bundesregierung - 
auch im Zuge der Invasionen der türkischen Armee im Nordirak 
eingesetzt? 

Wenn ja, welche Schritte hat die Bundesregierung gegen deren 
Verwendung in kriegerischen Auseinandersetzungen unter-
nommen? 

Auf die Antwort zu Frage 3 und Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 
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5. In welchen Grenzabschnitten werden - nach Kenntnis der Bundes-
regierung - diese technischen Grenzüberwachungsgeräte durch 
türkische Polizisten bzw. Armeeangehörige eingesetzt? 

a) Welche „Erfolge" hat die türkische Seite - nach Kenntnis der 
Bundesregierung - durch den Einsatz dieser Grenzüberwa-
chungsgeräte erzielen können? 

b) Soweit keine Erkenntnisse vorliegen: Ist die Bundesregierung 
bereit, sich diesbezüglich von der türkischen Regierung unter-
richten zu lassen und dem Deutschen Bundestag über die 
Ergebnisse Bericht zu erstatten, und wenn nein, warum nicht? 

Auf die Antwort zu Frage 3 und Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

Vorbemerkung zu Frage 6 

Die angesprochene Ratstagung hat nicht am 2. Dezember 1997, 
sondern am 4./5. Dezember 1997 stattgefunden. Die Frage bezieht 
sich vermutlich auf Dok. 12512/297 ASIM 229 rev. 2, welches 
mittlerweile jedoch in seiner 3. revidierten Fassung vorliegt. Dabei 
handelt es sich jedoch nicht um einen Ratsbeschluß, sondern um 
einen Bericht des Vorsitzes über die in der erweiterten Gruppe 
„Migration" erarbeiteten Vorschläge. Der Rat wird in dem Doku-
ment lediglich ersucht, die Vorschläge zu prüfen und ggf. die zu-
ständigen Gremien mit einer weiteren Prüfung zu beauftragen. 
Ein Beschluß über konkrete Maßnahmen wurde vom Rat nicht 

gefaßt. 

6. Wie viele Kohlendioxid-Spürgeräte haben (laut EU-Ratsbeschluß 
vom 2. Dezember 1997, S. 3) die Bundesrepublik Deutschland bzw. - 
nach Kenntnis der Bundesregierung - andere EU-Mitgliedstaaten 
im vergangenen Jahr an 

- Griechenland, 

- Italien bzw. an 

- beitrittswillige Staaten Ost- und Südosteuropas verkauft, über-
lassen bzw. wurde diesen Staaten hierfür gebürgt (bitte auf-
schlüsseln)? 

a) Welche anderen Geräte für die technische Grenzüberwachung 
wurden von der Bundesrepublik Deutschland bzw. anderen EU

-

Mitgliedstaaten im vergangenen Jahr an 

— Griechenland, 

— Italien bzw. an 

— beitrittswillige Staaten Ost- und Südosteuropas verkauft, 
überlassen bzw. wurde diesen Staaten gegenüber hierfür 
gebürgt (bitte aufschlüsseln)? 

b) Was ist in dieser Angelegenheit für die Zukunft geplant? 

Im Rahmen der polizeilichen Ausstattungshilfe wurden im Jahre 
1997 weder Kohlendioxid-Spürgeräte noch Geräte zur techni-
schen Grenzüberwachung den genannten Ländern überlassen. Es 
besteht gegenwärtig keine diesbezügliche Planung. 

Kohlendioxid-Spürgeräte sind nicht ausfuhrgenehmigungspflich-
tig. Eine gesonderte statistische Erfassung deutscher Lieferungen 
solcher Geräte findet daher nicht statt. Gleiches gilt für andere Ge-
räte zur technischen Grenzüberwachung, soweit es sich nicht um 
Waren des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste oder Waren der Ge- 
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meinsamen Liste der Europäischen Union für Güter mit doppeltem 
Verwendungszweck handelt. 

Nach Angaben des Bundesausfuhramtes wurden 28 Ausfuhr-
genehmigungen im Wert von rund 17,4 Mio. DM für Lieferungen 
von Waren der Position 0015 des Abschnitts A der Ausfuhrliste 
erteilt, die ggf. zu Grenzüberwachungsmaßnahmen eingesetzt 
werden können. 

Im übrigen wird auf Vorbemerkung 2 verwiesen. 

7. a) Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 1997 

— nach Griechenland, 

— nach Italien, 

— in die Türkei bzw. 

— in andere beitrittswillige Länder 

polizeiliche Verbindungsbeamtinnen bzw. -beamte entsandt 
(EU-Ratsbeschluß vom 2. Dezember 1997, S. 3), und wenn ja, aus 
welchen Staaten wurden wie viele in welche Länder entsandt 
(bitte aufschlüsseln)? 

b) Was ist in dieser Angelegenheit für die Zukunft geplant? 

Auf die Vorbemerkung zur Antwort zu Frage 6 wird verwiesen. 

Das BKA hat im Rahmen seines Verbindungsbeamtenkonzeptes 
Verbindungsbeamte in folgenden Ländern eingesetzt: 

— Bulgarien (1) 

— Italien (2) 

— Lettland (1, mit Zuständigkeit für alle drei baltischen Staaten) 

— Polen (2) 

— Rumänien (1) 

Slowakische Republik (1) 

— Tschechische Republik (1) 

— Türkei (3) 

— Ungarn (1) 

— Zypern (2). 

Der Bundesgrenzschutz hat im Dezember 1997 zwei Grenz-
polizeiliche Verbindungsbeamte nach Italien entsandt. Er beab-
sichtigt, mittelfristig auch in die Länder Polen und Tschechien 
grenzpolizeiliche Verbindungsbeamte zu entsenden. 

Im übrigen wird auf Vorbemerkung 2 verwiesen. 

8. a) Wurden entsprechend dem Aktionsplan des BMI vom Dezember 
1997 „Berater" in die Türkei entsandt, um am Flughafen Istanbul 
und am Seehafen von Izmir mit türkischen Stellen „eng zu 
kooperieren", und wenn ja: „Berater" welcher Behörden aus 
welchen EU-Mitgliedstaaten wurden bzw. werden zu welchem 
Zweck und mit welchen Kompetenzen wohin entsandt? 

Nein. 
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b) Welche Informationen und welche ggf. personenbezogenen 
Daten werden den türkischen Stellen im Rahmen dieser be-
ratenden Konsultationen übermittelt bzw. zugänglich gemacht? 

Entfällt. 

9. Inwiefern kann das im Dezember 1997 von den Innen- und Justiz-
ministerinnen und -ministern der EU beschlossene füchtlings- "und 
migrationspolitische Ausbildungs- und Kooperationsprogramm 
„Odysseus" einen zusätzlichen Beitrag bei der Abwehr kurdischer 
Flüchtlinge leisten? 

„Odysseus" ist ein allgemeines Ausbildungs-, Austausch- und 
Forschungsprogramm. Sein Ziel ist nicht gerichtet auf die unmit-
telbare Bewältigung konkreter Krisen. Vielmehr soll der allge-
meine Ausbildungs- und Kenntnisstand der Praktiker im Bereich 
Einwanderung und Asyl verbessert werden. 

Ein besserer allgemeiner Ausbildungs- und Kenntnisstand ermög-
licht aber mittelbar die bessere Bewältigung konkreter Krisen. 

10. In welchen EU-Mitgliedstaaten wurde festgestellt, daß es im Zuge 
von Asylverfahren kurdischer Flüchtlinge zum sog. „Asylum Shop-
ping" gekommen ist (EU-Ratsbeschluß vom 2. Dezember 1997, S. 4)? 

Auf die Vorbemerkung zur Antwort zu Frage 6 wird verwiesen. Es 
können keine Angaben darüber gemacht werden, in welchen EU

-

Mitgliedstaaten es zu einem solchen Verfahren gekommen ist, die 
Bundesregierung verwendet diesen Begriff nicht. 

a) Was ist unter „Asylum shopping" in diesem Falle zu verstehen? 

Es handelt sich nicht um einen technischen Begriff. Er umfaßt zwei 
Fallgruppen. Zum einen wird davon dann gesprochen, wenn der 

Asylbewerber seinen Asylantrag in einem Mitgliedstaat, der nach 
den Zuständigkeitsregelungen des Dubliner Übereinkommens an 
sich nicht zuständig ist, stellt, weil er sich dort bessere Bedingun-
gen erhofft. 

Nach den Zuständigkeitsbestimmungen des Dubliner Überein-
kommens soll nach objektiven Kriterien der Mitgliedstaat be-
stimmt werden, der für die Prüfung des Asylantrags eines Aus-
länders zuständig ist. Nach dem Dubliner Übereinkommens ist 
mithin nicht der Wille des Asylbewerbers, einem bestimmten Staat 
sein Asylverfahren durchzuführen, maßgeblich, sondern objektive 
Kriterien. Ein Kriterium, das insbesondere im Zusammenhang mit 

kurdischen Asylbewerbern eine große Rolle spielt, ist das Über-
schreiten der Außengrenzen. Aufgrund der Hauptreisewege des 
betroffenen Personenkreises wäre in den meisten Fällen Grie-
chenland oder Italien für die Durchführung des Asylverfahrens 
zuständig. Da jedoch in der Mehrzahl der Fälle das Überschreiten 
der griechischen bzw. italienischen Außengrenze nicht nachge- 
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wiesen werden kann - die Asylbewerber führen größtenteils kein 

Dokument bei sich - läuft es in der Praxis weitestgehend darauf 

hinaus, daß der Staat, in dem der Asylantrag gestellt wird, über 

diesen auch entscheiden muß. 

Ferner fallen unter den Begriff die Fälle, in denen der Asylbe-

werber in mehreren Staaten nacheinander Asylanträge stellt. 

b) In wie vielen Fällen ist es - nach Kenntnis der Bundesregierung - 
in  welchen Ländern zu einem derartigem „Asylum shopping" 
gekommen? 

Hierüber liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse vor. 

c) Welche „Asylanerkennungspraktiken" sowie „ Regularisie-
rungsgrundsätze " welcher EU-Mitgliedstaaten sollen im Zu-
sammenhang mit der Massenflucht von Kurdinnen und Kurden 
wie EU-weit „angeglichen" werden (ebd.)? 

Angestrebt wird insbesondere 

— eine einheitliche Beurteilung der Lage im Herkunftsland ein-

schließlich der Frage, ob es dort staatliche Verfolgung gibt und 

ob die Möglichkeit einer inländischen Fluchtalternative be-

steht, 

— Anwendung des non-refoulement-Gebots, 

— Gewährung von vorübergehendem Schutz, 

— Angleichung der Asylverfahren. 

d) In welche Richtung sollen die „Bedingungen für die Beweisfüh-
rung für Asylbewerber ohne Reisedokumente" über das Dubli-
ner Abkommen hinausgehend „flexibler gestaltet" werden (EU

-

Ratsbeschluß vom 2. Dezember 1997, S. 4)? 

Auf die Vorbemerkung zur Antwort zu Frage 6 wird hingewiesen. 

Den Mitgliedstaaten soll erleichtert werden, den Nachweis über 

das Vorliegen der objektiven Kriterien, insbesondere Über-

schreiten der Außengrenzen, zu führen. Dabei wäre daran zu 

denken, auch plausible Ausnahmen von Reisewegen als Über-

nahmegrund zu akzeptieren. 

11. Seit wann sind CIREA und CEREFI mit der Massenflucht von Kur-
dinnen und Kurden befaßt? 

Analysen und Berichte welchen Inhalts haben diese Gremien dies-
bezüglich bislang vorgelegt? 

Aus welchem Grund wurden diese Expertisen dem Deutschen 
Bundestag bis heute nicht zugänglich gemacht? 

CIREA hat sich in der Vergangenheit wiederholt mit der Lage im 

Irak und in der Türkei befaßt und in diesem Zusammenhang auch 

über die Situation der Kurden gesprochen. Die Lage in der Türkei 
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wurde unter deutscher EU-Präsidentschaft im 2. Halbjahr 1994 
sowie im Dezember 1997 behandelt. Über die Lage im Irak fanden 
Erörterungen im September 1996 sowie Februar 1997 statt. Zur 
Vorbereitung der erweiterten Gruppe „Migration" wurde CIREA 
nochmals um Aktualisierung der bestehenden Informationen 
gebeten. 

Die im Rahmen von CIREA erstellten Unterlagen sind als vertrau-
lich bzw. nur für den Dienstgebrauch eingestuft und können daher 
nicht herausgegeben werden. 

Das Zentrum für Information, Reflektion und Austausch im Zu-
sammenhang mit dem Überschreiten der Außengrenzen und der 
Einwanderung - CIREFI - befaßt sich im verstärktem Maß mit dem 
massenhaften Zustrom illegaler Migranten aus dem Irak nach 
Deutschland und in andere Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union seit der Sitzung vom 17. September 1997. Auf der Grund-
lage eines Fragebogens wurden eine Lageeinschätzung vorge-
nommen und ein Bericht, der eine allgemeine Darstellung des 
Problems und Schlußfolgerungen des CIREFI beinhaltet (Dok. 
11658/97 CIREFI 53 vom 24. Oktober 1997), an den K.4-Ausschuß 
gegeben. 

12. Wann und wo hat das vom BMI vorgeschlagene „unverzügliche 
Sondertreffen mit den an der Balkanroute gelegenen Staaten zur 
Einbindung in die Gesamtbekämpfungsstrategie" stattgefunden? 

a) Welche Staaten waren mit Vertretern welcher Behörden bzw. 
Institutionen auf diesem Sondertreffen vertreten? 

War die Europol-Drogenbekämpfungsbehörde (EDU) ebenfalls 
Teilnehmer dieses Treffens? 

b) Welche Vereinbarungen wurden hierbei getroffen? 

c) Welche Maßnahmen wurden aufgrund dieser Beschlüsse einge-
leitet bzw. sind bereits eingeleitet? 

d) Welche Rolle wurde der EDU in diesem Zusammenhang zuge-
teilt? 

e) Wurden Folgetreffen vereinbart, und wenn ja: wann und wo, mit 
welchem Teilnehmerkreis und welchen Tagesordnungspunkten? 

Ein solches Treffen hat noch nicht stattgefunden. 

13. Sind der sog. „Berner Club" und der „Wiener Club" europäischer 
Geheimdienste in die Analyse, Entwicklung und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Abwehr kurdischer Flüchtlinge involvie rt ? 

Wenn ja, in welcher Weise? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

14. Welche Sachverständige aus welchen Behörden bzw. Institutionen 
sind in der vom sog. K4-Ausschuß der EU am 29. Oktober 1997 ein-
gesetzten multidisziplinären Arbeitsgruppe zur Abwehr der kur-
dischen Massenflucht in die EU vertreten? 

Von den EU-Mitgliedstaaten wurden zur Teilnahme an der Sit

-

zung der multidisziplinären Ad-hoc-Gruppe Vertreter der Innen-, 
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Justiz- und Außenministerien entsandt. Beteiligt waren auch das 
Generalsekretariat der EU, die Kommission und Europol. 

a) Inwiefern und in welchem Ausmaß sind hierbei Sachverständige 
aus der außen- und sicherheitspolitischen Säule der EU (der 
GASP - „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik") in dieser 
Arbeitsgemeinschaft beteiligt, und wenn ja, wie viele, aus wel-
chen EU-Mitgliedstaaten und mit welcher Aufgabenstellung? 

Eine solche detaillierte Aussage läßt die Teilnehmerliste nicht zu. 

b) Wie oft hat diese Arbeitsgruppe bislang getagt? 

Einmalig am 18. November 1997 in Brüssel. 

c) Wurden Untergruppen gebildet, und wenn ja, welche und mit 
welcher Aufgabenstellung? 

Es wurden keine Untergruppen gebildet. 

d) Wurden in der Arbeitsgruppe selber bzw. den Untergruppen 
Berichte angefertigt, und wenn ja, inwiefern wurden bzw. wer-
den diese dem Deutschen Bundestag zugänglich gemacht? 

Die Arbeitsgruppe hatte einen Bericht ausgearbeitet, der dem 
AStV und dem Rat Justiz/Inneres vorgelegt wurde (Dok. 12512/2/ 
97 ASIM 229 vom 2. Dezember 1997). Der Bericht wurde vom Rat 
Justiz/Inneres am 4./5. Dezember an den KA-Ausschuß zur 
Überarbeitung zurückverwiesen. Auf der Grundlage eines neuen 
Entwurfs (Dok. 5503/98 ASIM 10 . . .) erfolgte Beschlußfassung in 
der Sitzung des Allgemeinen Rats am 26. Januar 1998. 

e) Welche Ergebnisse erbrachten die Sondertreffen der 
Arbeitsgruppe „Migration" sowie derjenigen der GASP am 7. 
bzw. 8 Januar 1998 bzw. entsprechende Folgetreffen? 

Die multidisziplinäre Gruppe wurde von der AG „Migration" ein-
berufen und tagte als „erweiterte Sondersitzung" der AG Migra-
tion, so daß hier eine Identität besteht. Das Treffen der GASP am 
B. Januar 1998 diente dem Erkenntnisaustausch über die politi-
sche Lage im Nordirak. 

15. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, daß die italienische Po-
lizei nach dem Aufbringen des Schiffes „Hussam Beirut" am 
2. November 1997 vor der Küste Kalabriens fünf Verdächtige fest-
genommen hat? 

a) Hat sie weiter Kenntnis darüber, daß diese vier festgenommenen 
türkischen Staatsangehörigen im Verdacht stehen, im Drogen-
handel tätig gewesen zu sein? 
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b) Welche darüber hinausgehenden Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung über die Umstände und Hintergründe des Aufbrin-
gens der „Hussam Beirut"? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

16. Hat die Bundesregierung darüber Kenntnis, daß der Eigner eines im 
September 1997 auf Bitten Italiens im Hafen von Istanbul ge-
stoppten Flüchtlingsschiffes ein gewisser A. D. gewesen sein soll? 

a) Hat sie weiter davon Kenntnis, daß A. D. auch das Schiff „Asiye 
Asa" gehören soll, dessen Versenkung vor der italienischen Kü-
ste im Oktober 1997 nur durch das Eingreifen der kurdischen 
Flüchtlinge an Bord verhindert werden konnte? 

b) Weiß die Bundesregierung, daß A. D. Offizier der türkischen Ar-
mee war und noch heute über Kontakte dorthin verfügt? 

c) Hat die Bundesregierung darüber Kenntnis, daß A. D. Mitglied 
der faschistischen türkischen Partei MHP ist? 

d) Ist ihr bekannt, daß der Kapitän des Schiffes „Asiye Asa", H. B., 
ebenfa lls MHP-Mitglied ist? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

17. Weiß die Bundesregierung, daß es sich bei dem am 28. Dezember 
1997 auf Grund gelaufenen Flüchtlingsschiff „Ararat" um das ehe-
malige Minensuchboot der türkischen Ma rine „Uyanik" handelt 
und daß dieses Schiff an I. D. verkauft worden ist, dem gute Kon-
takte zur türkischen Armee nachgesagt werden? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

18. Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß der zuständige ita-
lienische Staatsanwalt hinsichtlich des Todes von 289 kurdischen 
Flüchtlingen am 25. November 1996 auf hoher See zu der Fest-
stellung gelangt ist, daß diese Menschen „von der türkischen Mafia 
buchstäblich ins Meer gekippt" worden seien? 

Welche weiteren Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Umstände dieser Flüchtlingstragödie? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

19. Hat die Bundesregierung darüber Kenntnis, daß die italienische 
Polizei und der dortige Geheimdienst SISMI eine Liste von inzwi-
schen 80 türkischen Staatsangehörigen zusammengestellt haben 
sollen, die sowohl im Drogen- als auch im Flüchtlingsschmuggel 
verstrickt sein sollen? 

Wenn ja, trifft dieser Sachverhalt zu? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

20. a) Hat die Bundesregierung Kenntnis über Inhalt und Ergebnisse 
des Treffens von Vertretern der ERNK und des italienischen 
Innenministeriums am 31. Dezember 1997 bzw. möglicher nach-
folgender Treffen, und wenn ja, welche? 
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b) Hat die Bundesregierung Kenntnis über die hierbei von der 
ERNK übergebene Liste von Personen, die ihres Erachtens in 
den Flüchtlingsschmuggel verwickelt sein sollen? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

21. Sofern die Bundesregierung zu den in den Fragen 15 bis 20 abge-
fragten Sachverhalten über keine Erkennntisse verfügt: Hat sie die 
Absicht, sich hierüber bei den italienischen Behörden zu infor-
mieren und dem Deutschen Bundestag darüber Bericht zu erstatten, 
und wenn nein, warum nicht? 

Auf Vorbemerkung 2 wird verwiesen. 

22. Welche Erkenntnisse haben deutsche Nachrichtendienste und - nach 
Kenntnis der Bundesregierung - deutsche Strafverfolgungsbehörden 
über die Verwicklung 

— türkischer Drogenhändler, 

— Mitglieder der MHP, 

von Mitgliedern türkischer Idealistenvereine, 

— aktiver bzw. ehemaliger Angehöriger der türkischen Armee 
und/oder türkischer Politikerinnen oder Politiker 

in den Flüchtlingsschmuggel? 

Erkenntnisse von deutschen Strafverfolgungsbehörden liegen der 

Bundesregierung nicht vor. 

Dem Bundeskriminalamt liegen Erkenntnisse darüber vor, daß in 

Einzelfällen türkische Kinder illegal nach Deutschland verbracht 
werden, um im Rauschgiftverkauf im Straßenhandel eingesetzt zu 
werden. Über Einzelheiten der Verbringung der Kinder nach 
Deutschland liegen keine Erkenntnisse vor. Im übrigen wird auf 

Vorbemerkung 2 verwiesen. 

23. Welche Erkenntnisse haben deutsche Nachrichtendienste und - nach 
Kenntnis der Bundesregierung - deutsche Strafverfolgungsbehörden 
über eine etwaige Verwicklung der „Kurdischen Arbeiterpartei" 
(PKK) in den Flüchtlingsschmuggel? 

Erkenntnisse von deutschen Strafverfolgungsbehörden liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Im übrigen wird auf Vorbemerkung 2 

verwiesen. 

24. Wurde die EDU entsprechend des Aktionsplans des BMI vom De-
zember 1997 in die Abwehr der kurdischen Massenflucht in die EU 
eingebunden, und wenn ja, in welcher Form und mit welchem 
Handlungsauftrag? 

a) Ist eine erneute Erweiterung des EDU-Mandats von Menschen-
handel auf „Schleusung" bzw. „Schlepperei" geplant bzw. be-
schlossen worden (vgl. FAZ, 6. Januar 1998)? 

b) Welche „Operative Informationen" könnte bzw. soll die EDU 
hinsichtlich der Massenflucht von Kurdinnen und Kurden „zu-
sammenstellen" (EU-Ratsbeschluß vom 2. Dezember 1997, S. 4)? 

c) Kann bzw. wird die EDU auch personenbezogene Daten über die 
des Flüchtlingsschmuggels verdächtigen Personen (z. B. über 
deren politische Hintergründe) zusammenstellen? 
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d) Kann bzw. wird die EDU auch personenbezogene Daten über die 
„Opfer" des Flüchtlingsschmuggels (z. B. über deren politische 
Gründe für die Flucht) zusammenstellen? 

e) Soll die EDU damit beauftragt werden bzw. wurde sie damit be-
auftragt, ein „Ad-hoc-Projekt zur Bekämpfung der i llegalen 
Einwanderung aus Irak auszuarbeiten" (ebd.), und wenn ja, 
wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag darüber 
Bericht erstatten, zu welchem Ergebnis dieses „Ad-hoc-Projekt" 
der EDU gekommen ist? 

f) Soll die EDU damit beauftragt werden bzw. wurde sie damit be-
auftragt, „ein Netz aufzubauen, das den einschlägigen Sach-
verständigen die Kontaktaufnahme oder Zusammenkünfte er-
möglicht" (ebd.)? 

Vertreter welcher Behörden bzw. Institutionen werden in diese 
Netze aufgenommen? 

Die Europol-Drogeneinheit (EDU) ist zuständig für den Austausch 
und die Analyse von Erkenntnissen über Straftaten im Zusam-
menhang mit Menschenschmuggel, einschließlich der Nutzung 
gefälschter Dokumente bei Schleusungsfällen. Nach dem Entwurf 
eines EU-Aktionsplans (Dok. 5296/98 ASIM 7 Anlage 1) soll die 

EDU im Rahmen des Aktionsplans zur Bekämpfung der illegalen 
Zuwanderung aus dem Irak folgende Aufgaben übernehmen: 

— den bilateralen Austausch einschlägiger taktischer Erkenntnisse 
fördern und erleichtern; 

— eine strategische Analyse darüber erstellen, in welchem Maße 
kriminelle Gruppierungen in die derzeitige illegale Zuwan-
derung und die Verwendung gefälschter Reisedokumente ver-
wickelt sind; 

— Koordinierung und logistische Unterstützung. 

25. Wann hat sich innerhalb der Schengen-Kooperation eine sog. Task 
force zur Abwehr kurdischer Flüchtlinge konstituiert? 

a) Welche Behörden welcher Schengen-Länder arbeiten hierbei 
zusammen? 

b) Wie oft hat diese Task force bislang getagt? 

c) Hat diese Task force Untergruppen gebildet, und wenn ja, wie 
viele, mit jeweils welcher Aufgabenstellung? 

Der Exekutivausschuß der Schengener Vertragsstaaten hat mit 
Beschluß vom 15. Dezember 1997 eine Task force eingesetzt, die 
die Durchführung der vom Exekutivausschuß vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Intensivierung der Abwehr illegaler Zuwan-

derung steuern und weiterentwickeln soll. Die konstituierende 
Sitzung der Task force fand am 13./14. Januar 1998 statt. Weitere 
Sitzungen fanden bisher am 27. Januar 1998 und 4. Februar 1998 
statt. An den Arbeiten dieses Gremiums, das grundsätzlich allen 
Schengen-Partnerstaaten offensteht, haben sich bislang Italien, 
Griechenland, die Niederlande, Schweden, Frankreich und 
Deutschland beteiligt. 

26. Seit wann und mit welcher inhaltlichen Begründung haben nach 
Kenntnis der Bundesregierung Österreich und Frankreich die 
Grenzkontrollen an ihren Grenzen zu Italien wieder eingeführt? 

Die Inkraftsetzung des Schengener Durchführungsüberein

-

kommens für Italien erfolgte mit der Maßgabe, daß die Personen- 
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kontrollen an den Landgrenzen und im Schiffsverkehr schritt-

weise bis zum 31. März 1998 abgebaut werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist daher die Durchführung von Kontrollen an der 
Grenze Italiens zu Frankreich und Österreich zulässig. Von dieser 
Rechtslage machen Frankreich und Österreich bei der Fortfüh-
rung der Personenkontrollen in den fraglichen Grenzabschnitten 

Gebrauch. 

a) Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte dies? 

Es wird auf die vorstehende Antwort verwiesen. 

b) Wurden die Schengen-Partner über die bevorstehenden Schritte 
Österreichs und Frankreichs auf der Tagung des Exekutivaus-
schusses informiert? 

Nein. 

c) Wurde hierüber Einvernehmen zwischen den Schengen-Ver-
tragsstaaten hergestellt? 

Nein. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 26 verwiesen. 

d) Wurden hierüber Beschlüsse des Schengener Exekutivaus-
schusses herbeigeführt? 

Nein. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 26 verwiesen. 

e) Haben Österreich und Frankreich diese Maßnahme zeitlich be-
fristet, und wenn ja, auf welchen Zeitraum? 

Nein. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 26 verwiesen. 

27. In welcher Weise hat der Bundesgrenzschutz (BGS) im Zuge der Ab-
wehr kurdischer Flüchtlinge seine Kontrollmaßnahmen entlang 
welcher Grenzabschnitte verstärkt? 

a) Inwiefern wurde hierfür das BGS-Personal an welchen Grenz-
abschnitten aufgestockt? 

b) Wie hat der BGS seine mit der bayerischen bzw. der baden

-

württembergischen Landespolizei gemeinsam durchgeführten 
Kontrollen im Hinterland der jeweiligen Staatsgrenze verstärkt? 

Die Wanderungsbewegung irakischer und türkischer Staatsange-
höriger wird massiv von kriminellen, inte rnational operierenden 

Schleuserbanden unterstützt und gesteuert, wobei riesige Ge-

winne erzielt werden. 
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Es gilt, diesem Akt der organisierten Kriminalität wirkungsvoll 
entgegenzutreten. 

Der Bundesgrenzschutz hat hierzu - mit den betroffenen Bundes-
ländern abgestimmte - Maßnahmen ergriffen, die örtlich und 
zeitlich variieren und zusätzliches Personal bis zu sechs Hundert-
schaften binden. Die Bekämpfungskonzepte sind umfassend in 
den Schengen-Gremien behandelt worden. 

Um den dauerhaften Erfolg aller polizeilichen Maßnahmen nicht 
zu gefährden, kann zu taktischen Einzelheiten nicht berichtet 
werden. 

c) Haben die Landespolizeien Bayerns bzw. Baden-Württembergs 
- nach Kenntnis der Bundesregierung - ihre anlaßunabhängigen 
Verkehrskontrollen verstärkt? 

Die Frage zielt auf polizeitaktische Maßnahmen ab, die im Zu-
ständigkeitsbereich der Länder Bayern und Baden-Württemberg 
liegen. Erkenntnisse über solche Maßnahmen liegen hier nicht 
vor. 

d) Sind die Schengen-Gremien über diese Maßnahmen informiert 
worden, haben sie ihnen zugestimmt und wurde hierüber im 
Schengener Exekutivausschuß ein Beschluß herbeigeführt? 

Nein. Einer Zustimmung der Mitgliedstaaten oder einer Be-
schlußfassung durch den Exekutivausschuß für Maßnahmen des 
BGS bedurfte es nicht. 

28. Wann hat die deutsche Auslandsvertretung in der Türkei 
Informationen bzw. Berichte über die bevorstehende bzw. erfolgte 
Massenflucht von Kurdinnen und Kurden an das Auswärtige Amt 
weitergegeben? 

Die deutschen Auslandsvertretungen in der Türkei berichten re-
gelmäßig über Migrationsbewegungen in ihrem Amtsbezirk auf-
grund der ihnen zur Verfügung stehenden Erkenntnismittel. 

 







 


